VORSPANN

«Gewalt muss in der Gesellschaft wieder geächtet werden.» So lautet die Kernbotschaft des «Rüttener Manifests».

Die verschiedenen Gewaltdelikte der letzten Wochen im Kanton Solothurn, an denen Jugendliche als Täter beteiligt waren, liessen (auch) die vier Rüttener Ortsparteipräsidenten alles andere als unberührt. Vor allem der – unprovozierte – Angriff auf einen Bezirksschüler aus Rüttenen durch einen Schweizer sowie zwei türkische Jugendliche am Rande des Solothurner Märet-Feschts drängte sie zum Handeln. 

Regula Nünlist (FdP), Ursula Bigler (SP), Paul J. Dietschy (CVP) sowie Thomas Bitterli (Grüne) setzten sich zusammen und erarbeiteten ein Manifest, um der Gewalteskalation einen Riegel zu schieben.

Das «Rüttener Manifest», das die vier Politiker gestern den regionalen Medien sowie der Regierung, den Präsidenten der Kantonsratsfraktionen und der Kantonalparteien zukommen liessen, richtet sich an Eltern, Erziehende, Behörden und Politiker. 

Nulltoleranz gegenüber Gewalt

«Wir dürfen nicht länger warten, sondern wir müssen hinsehen und hinstehen, damit es nicht bis zum Äussersten kommt», sagt CVP-Mann Paul J. Dietschy in Vertretung seiner Kollegen. Die vier Politiker plädieren in ihrem Schreiben für Nulltoleranz gegenüber Gewalt. Das Manifest motiviert denn auch dazu, jeglicher Rechtfertigung oder gar Duldung der Gewalt entgegenzutreten sowie Gewalt gegen Personen den zuständigen Behörden anzuzeigen. «Der Aufruf gegen Gewalt» verlangt etwa von den Erziehenden, den Jugendlichen klarere Grenzen zu setzen. Zudem werden auch die Schulen und die Justiz in die Pflicht genommen. (esf) Seite 
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Manifest Appell der Rüttener Parteipräsidenten an Erziehende, Behörden und Politiker 

Eine Schlägerei am Rande der Oltner «Chilbi», Handgreiflichkeiten an einem Fest der Grenchner Bezschüler. Und vor allem: Der junge Mann, der am Märet-Fescht spitalreif geschlagen wurde. Das darf nicht sein, sagten sich Politiker aus Rüttenen. 

Der – unprovozierte – Angriff auf einen Bezirksschüler aus Rüttenen anlässlich des Solothurner Märet-Feschts, der mit schwersten Kopfverletzungen in die Intensivstation des Inselspitals eingeliefert worden ist, war der Tropfen, der das Fass zum Überlaufen brachte. «Dieser Gewalteskalation müssen wir uns gemeinsam entgegenstellen.» Das sagten sich die Präsidentinnen und Präsidenten der Rüttener Ortsparteien, Regula Nünlist (FdP), Ursula Bigler (SP), Paul J. Dietschy (CVP) sowie Thomas Bitterli von den Grünen. Sie setzten sich letzte Woche zweimal zusammen und erarbeiteten ein «Manifest gegen die Gewalt». (siehe Kasten unten)

Dessen Kernbotschaft: «Gewalt muss in der Gesellschaft wieder geächtet werden», hält CVP-Mann Paul J. Dietschy in Vertretung seiner Kollegen entschieden fest; und zwar besonders auch die Gewalt unter Jugendlichen. Zu diesem Zweck verlangen die vier Politiker unterschiedlicher politischer Couleur, dass die Täter härter angepackt werden. Zudem solle eine Koordinationsgruppe eingesetzt werden, die zuhanden von Kantonsrat und Regierung präventive sowie repressive Massnahmen vorschlägt und die bereits laufenden Aktivitäten im Kampf gegen die Gewalt unter jungen Leuten koordiniert.

Bevor es zum Äussersten kommt

«Wir vier sind uns über den Inhalt des Manifests schnell einig geworden», sagt Paul J. Dietschy und ist selbst ein wenig überrascht darüber. «Jenseits der Parteigrenzen sind wir zum Schluss gekommen, dass wir Jugendliche besser davor schützen müssen, Opfer sinnloser Gewalt zu werden.» Denn der tiefere Sinn des Staates bestehe doch auch darin, die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger zu gewährleisten – und ganz besonders auch der jungen und schwächeren unter ihnen. Gerade diese aber sehen die vier Politikerinnen und Politiker angesichts der Reihe von Gewaltdelikten in den letzten Wochen in Gefahr. Deswegen ihr Appell an Eltern und Erziehende, aber auch an Behörden und politisch Verantwortliche: «Wir dürfen nicht länger warten, sondern wir müssen hinsehen und hinstehen, damit es nicht bis zum Äussersten kommt», so Sprecher Paul J. Dietschy. Und: «Wir stehen mit unseren Namen hin und wollen so anderen den Rücken stärken, die bedroht werden, weil sie sich gegen Gewalt wenden oder Gewalttätigkeit den zuständigen Stellen anzeigen.»

«Wir plädieren für Nulltoleranz gegenüber Gewalt», hält der Rüttener CVP-Mann fest. Das Manifest motiviere denn auch dazu, jeglicher Rechtfertigung oder gar Duldung der Gewalt entgegenzutreten sowie Gewalt gegen Personen den zuständigen Behörden anzuzeigen.

Eventualvorsätzliche Tötung?

Spezifisch an die Eltern und Erziehenden richtet das Manifest die Aufforderung, Jugendlichen und jungen Erwachsenen die Grenzen klar aufzuzeigen. Auch die Schulen werden in die Pflicht genommen: Man dürfe, so Dietschy, die Gewaltprävention nicht länger einzelnen engagierten Lehrern überlassen. «Gewaltmodule müssen vielmehr von der Primarschule über die Oberstufe bis zur Berufsschule verpflichtend eingeführt werden.»

Die Justiz wird von den Rüttener Politikern aufgefordert, insbesondere den Wiederholungstätern «ganz klar den Tarif durchzugeben.» Die zuständigen Behörden müssten sich auch überleben, ob sie im Fall eines brutalen Übergriffs, bei dem der Tod des Opfers in Kauf genommen wird, nicht auf eventualvorsätzliche Tötung befinden sollten. Fest steht für Dietschy und die anderen Rüttener Parteipräsidenten jedenfalls, dass Brutalität nicht entschuldigt werden darf: «Auch wenn jemand sehr frustriert ist, das rechtfertigt noch lange nicht Gewalt gegen Dritte.»

«Gesellschaftliche Verrohung»

Das Manifest verschickten die vier Rüttener unter anderem an die Präsidenten der Kantonsratsfraktionen und der Kantonalparteien. Erste Reaktionen: Der Fraktionspräsident der SVP, Kurt Küng (Feldbrunnen), kann sich «keinen normalen Menschen vorstellen», der die Forderungen und Anregungen des Rüttener Manifests nicht mittragen kann.

Auch der Fraktionspräsident der FdP, Hans-Ruedi Wüthrich (Lüterswil), sieht ganz klar Handlungsbedarf. Denn: «Es gibt Anzeichen einer gesellschaflichen Verrohung, gar eines gesellschaftlichen Zerfalls.» Bevor aber neue Instrumente, wie etwa die Schaffung einer Koordinationsgruppe, ins Auge gefasst werden, gelte es abzuklären, ob nicht die bestehenden Mittel und Möglichkeiten noch besser ausgeschöpft werden könnten.

«Das Manifest kann ich in dieser Form voll unterstützen», meint die Vizepräsidentin der kantonalen CVP, Annelies Peduzzi (Zuchwil). «Dass Jugendliche massiv bedroht werden, kann nicht hingenommen werden.» Mit einer klaren Absage an Gewalt, wie sie im Manifest gefordert wird, nehme man konkret Stellung zu diesem Problem. 

TEXT: «Rüttener Manifests» : Gewalt muss in der Gesellschaft wieder geächtet werden.» 

In den letzten Wochen haben sich die Meldungen über Schlägereien zwischen Jugendlichen und Gewalt gegen Personen, Tiere und Sachen gehäuft. Die Täter gehen dabei immer brutaler vor. So musste nach einem unprovozierten Angriff ein Bezirksschüler aus Rüttenen mit schwersten Kopfverletzungen in die Intensivstation des Inselspitals eingewiesen werden.

Dieser Gewalteskalation müssen wir uns gemeinsam entgegenstellen. Die Präsidentinnen und Präsidenten der Ortsparteien in Rüttenen rufen daher Eltern, Erziehende und politisch Verantwortliche in unserem Kanton auf, hinzustehen, sich zu engagieren und sich klar gegen jegliche Gewaltanwendung auszusprechen. Nehmen Sie Ihre Verantwortung bei der Prävention und der Verfolgung von Gewalttaten wahr.

Wir schlagen dazu ein Manifest gegen die Gewalt vor: Eltern und Erziehende verpflichten sich, in ihrem Umfeld

– daraufhin zu wirken, dass jegliche Gewalt gegen Personen, Tiere und Sachen geächtet wird

– Jugendlichen und jungen Erwachsenen die diesbezüglichen Grenzen klar aufzuzeigen

– auch andere Eltern und Erziehende zu motivieren, ihre Verantwortung bei der Ächtung von Gewalt wahrzunehmen

– jeglicher Rechtfertigung oder gar Duldung von Gewalt entgegenzutreten

– jegliche Gewalt gegen Personen den zuständigen Behörden anzuzeigen

– allen den Rücken zu stärken, die bedroht werden, weil sie sich gegen Gewalt wenden oder Gewalttätigkeit den zuständigen Stellen anzeigen

Behörden und politisch Verantwortliche verpflichten sich, die präventiven Aktivitäten gegen Gewalt und die repressiven Massnahmen gegen Gewalttäter zu verstärken, indem 

– die Schulen in ihren Sozialisations-Bemühungen verstärkt unterstützt und Mittel zur Gewalt-Prävention bereitgestellt werden

– das Lehrstellen- und Arbeitsplatzangebot für Jugendliche verbessert wird

– das Thema «Ächtung der Gewalt» mit Ausländervereinigungen thematisiert wird

– Ausländer besser integriert, Mütter aus der Isolation geholt und Väter zum Handeln gegen die Gewalt motiviert werden

– die Polizeipräsenz bei kritischen Anlässen verstärkt wird

– die Opfer (und nicht die Täter!) und vor allem Anzeigende geschützt werden

– bei jugendlichen Tätern die Eltern und die Erziehungsverantwortlichen in die Abklärung und Beratung einbezogen werden

– auch so genannte «Mitläufer» in die Untersuchung einbezogen werden

– bereits Ersttäter konsequent zur Verantwortung gezogen werden

– Gewalttäter für die Schäden voll haftbar gemacht und bei Minderjährigen auch die Eltern zur Schadensdeckung herbeigezogen werden

– für gewalttätige jugendliche Wiederholungstäter therapeutisch-pädagogische Institutionen mit genügend Plätzen geschaffen werden

– Strafen gegen erwachsene Gewalttäter ausgesprochen werden, die auch für Dritte abschreckend wirken

– der Gesetzgeber auf die zunehmende Gewaltbereitschaft reagiert und die Gesetze entsprechend anpasst

Natürlich kann man einwenden, dass solche Massnahmen kosten. Die Sicherheit von uns und unseren Kindern muss aber dieses Engagement wert sein. Und ein einziger durch Gewalt lebenslang Geschädigter dürfte der Gesellschaft teurer zu stehen kommen als die meisten der hier vorgeschlagenen Massnahmen.

